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Geschätzte Leserinnen und Leser

E
s freut mich, dass Sie die Broschüre «Der Bund
kurz erklärt 2008» in den Händen halten. Deren
Lektüre unterstreicht Ihr Interesse an der Funk-

tionsweise unseres Staates. Das alljährlich neu auf-
gelegte, reich bebilderte Dokument will Ihnen einen
möglichst umfassenden, aber doch leicht verständ-
lichen Einblick in die politische Schweiz und ihre
obersten Behörden vermitteln.

Nach der letztjährigen Erneuerungswahl des eid-
genössischen Parlaments (21. Oktober) sowie des
siebenköpfigen Bundesrats und der Bundeskanzlerin
(12. Dezember) hat für die politische Schweiz eine
neue Etappe begonnen: Wir stehen im ersten Jahr der
Legislatur 2007–2011. Die Legislaturperiode, also der
Wahl- und Gesetzgebungszyklus sowie die Amtsdauer
des Parlaments und der Regierung, dauert vier Jahre.
Nach diesem zeitlichen Rhythmus richtet sich auch
die strategische und planerische Tätigkeit des Bun-
desrates.

In der laufenden Legislatur stellt die Regierung fünf
Punkte ins Zentrum: die Stärkung des Wirtschafts-
standorts Schweiz, die Gewährleistung der Sicherheit,
die Verbesserung der gesellschaftlichen Kohäsion, die
nachhaltige Nutzung der Ressourcen sowie die inter-
nationale Vernetzung unseres Landes.

Trotz dieser wichtigen Zielsetzungen dürfte dieses
Jahr allerdings von einem «unpolitischen» Event ge-
prägt sein, nämlich von der Fussball-Europameister-
schaft, der Euro 08, die Österreich und die Schweiz
gemeinsam organisieren. Zum guten Gelingen dieses
weltweit drittgrössten Sportanlasses will auch der
Bund, zusammen mit unzähligen anderen Institutio-
nen, beitragen.

Wie im Sport gilt auch in der Politik der Grundsatz
der Fairness und des Respekts im Umgang miteinan-
der. In diesem Geist wünsche ich Ihnen ein interes-
santes Jahr und viel Vergnügen bei der Lektüre dieser
Broschüre.

Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova
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INTERVIEW MIT BUNDESPRÄSIDENT PASCAL COUCHEPIN

Herr Couchepin, Sie sind zum
zweiten Mal nach 2003 Bundespräsident. Was
machen Sie diesmal anders?

Einiges. Die Umstände und das Um-
feld haben sich innerhalb dieser Zeit ver-
ändert. Und ich bin älter geworden. Das
heisst weiser.

Welche Konsequenzen hat das?
Man ist weniger angespannt. Das ers-

te Mal fragt man sich, ob auch wirklich
alles gut gehen wird. Beim zweiten Mal
ist alles viel einfacher: Man weiss, was
möglich und machbar ist. Und man weiss,
was man falsch gemacht hat und besser
machen muss.

Und was machen Sie beim
zweiten Mal besser?

2003 wählte ich eine ziemlich straf-
fe Organisation und Sitzungsführung im
Bundesrat. Inzwischen habe ich gelernt,
dass es etwas mehr Gelassenheit braucht
(lacht). Aber auch nicht zuviel, denn ein
Chaos will ich ja auch nicht!

Was meinen Sie mit mehr Gelassenheit?
Ich verlangte beim ersten Mal jeweils

klare Vorschläge als Diskussionsgrund-
lage. Ich habe aber festgestellt, dass es
nicht schlecht ist, wenn man den Mitglie-
dern des Bundesrats mehr Raum lässt.
Damit sie mitdenken können während der
Sitzungen. Auch wenn die Sitzungen als
Folge davon etwas länger dauern. In den
letzten Jahren gab es meines Erachtens zu

viele Abstimmungen im Bundesrat. Aber
man braucht oft nicht abzustimmen, um
gute Entscheide zu treffen.

Welches ist Ihr Hauptziel bei der
Regierungsführung?

Im Vordergund steht für mich eine
gute Stimmung im Bundesrat. Damit die
Regierungsmitglieder erfolgreich mitein-
ander arbeiten können. Es muss möglich
sein, dass unterschiedliche Meinungen of-
fen geäussert werden können, ohne dass
es deswegen zu Misstönen kommt. Diese
Offenheit liegt im Interesse des Kollegi-
ums und führt schlussendlich zu guten
Entscheiden im Interesse des Landes.

Mit der Wahl von Bundesrätin Eveline
Widmer-Schlumpf im Dezember 2007 gehören
erstmals drei Frauen der Regierung an.
Hat sich viel verändert?

Grundsätzlich nicht. Frauen sind eben-
so verschieden voneinander wie Männer
(lacht). Aber es ist eine Chance für jedes
Kollegium, wenn eine Frau mit langjäh-
riger Regierungserfahrung wie Eveline
Widmer-Schlumpf Einsitz nimmt.

Welche Ziele haben Sie sich
ausserhalb des Bundesrats gesetzt?

Ich sage das Gleiche wie schon 2003.
Und beziehe mich auf den ehemaligen
britischen Premierminister Edward Heath,
der auf eine Frage nach den Herausfor-
derungen seines Amtes erklärt hatte:
«Events, friends, events». Das heisst: «Er-

eignisse, Freunde, Ereignisse». – Ereig-
nisse sind es in der Tat, die die Agenda
des Bundespräsidenten zu einem guten
Teil bestimmen. Das war immer so. Man
kann sich noch so vieles vornehmen, am
Schluss kommt alles etwas anders als wir
uns das vorstellen. Es kann glückliche Er-
eignisse geben in diesem Jahr, aber leider
auch unglückliche, etwa Naturkatastro-
phen. Ich erinnere mich an mein erstes
Präsidialjahr: Da brach beispielsweise der
Irak-Krieg aus. Daneben gibt es auch eini-
ge Grossereignisse, die man planen kann.
Die Euro 08 ist eines davon. Die Fuss-
ball-Europameisterschaft ist eine grosse
Chance für die Schweiz. Sie bietet uns
beispielsweise Gelegenheit, die Staatsprä-
sidenten der Länder zu treffen, die an der
Euro mitspielen.

Das politische Klima in der Schweiz war
in den letzten Jahren zunehmend vergiftet.
Haben Sie sich vorgenommen, etwas
dagegen zu unternehmen?

Das ist eine wichtige Aufgabe des Bun-
despräsidenten. Ich habe in meiner Neu-
jahrsansprache an die «Kappeler Milch-
suppe» erinnert. Beim Religionskrieg 1529
zwischen Zürchern und Innerschweizern
versöhnten sich die verfeindeten Kämpfer
hinter dem Rücken ihrer Anführer bei ei-
ner gemeinsamen Milchsuppe. Wobei ich
vermute: Es war wahrscheinlich ein Fon-
due (lacht). Jedenfalls waren die Anführer
beider Lager danach praktisch gezwungen,
Lösungen zu finden. Das heisst für mich:

Man weiss,
was möglich und

machbar ist
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6 Der Bund kurz erklärt

Das Volk ist von Zeit zu Zeit friedlicher als
seine Politiker. Das Volk ist nüchtern, es
will keine Obstruktion, sondern Zusam-
menarbeit. Daran will ich in diesem Jahr
erinnern.

Sie haben auch 2008 eine Reihe von
Auslandreisen auf dem Programm als
Bundespräsident. Welches Ziel wollen
Sie damit erreichen?

Ich habe unter anderem Reisen nach
Ägypten, in die USA, nach China und Süd-
ostasien, in die Türkei und nach Russland
auf der Jahres-Agenda. Reisen sind wich-
tig, ich teile die hie und da geäusserte
Kritik daran nicht. Man muss die Leute
treffen und sie kennen lernen, um zu be-
greifen und zu spüren, wie sie denken und
handeln. Nur so versteht man die Welt
und kann sein politisches Handeln ent-
sprechend gestalten. Bei internationalen
Verhandlungen oder im Hinblick auf die
Gestaltung der Umweltpolitik zum Bei-
spiel.

Ihr Reise-Schwerpunkt liegt bei
wirtschaftlich potenten Ländern. Warum?

Das ist nicht gegen die Entwicklungs-
länder gerichtet. Aber die wichtigen Ent-
scheide fallen eben in bestimmten Län-
dern.

Wie wichtig ist die Beziehung
zu den Staaten der EU?

60 Prozent unserer Exporte gehen in
EU-Staaten. 80 Prozent unserer Importe
kommen aus der EU. Mehrere zehntau-
send EU-Arbeitskräfte kommen jeden Tag
in die Schweiz zur Arbeit. Ganze Bran-
chen hängen von diesen Ausländern ab.
Enge und freundschaftliche Beziehungen
mit der EU sind für uns darum sehr wich-
tig. Wir können gar nie nah genug bei der
EU sein. Es ist deshalb auch üblich, dass
der schweizerische Bundespräsident die
Länder besucht, die die EU-Ratspräsident-
schaft innehaben. Das sind 2008 Sloweni-
en und Frankreich. Und dann besucht der
Bundespräsident auch die Länder, die im
Jahr darauf an der Reihe sind. 2009 sind
das die Tschechische Republik und Schwe-
den.

Was ist der Sinn dieser Reisen?
Wir müssen sehr genau wissen, was

in den EU-Staaten geschieht. Wie sie sich
entwickeln. Die Kontakte sind auch wich-
tig, damit die EU-Staaten realisieren, wie
wichtig es für sie ist, dass es der Schweiz
gut geht.

Sie sagen, die Schweiz könne nicht nahe
genug bei der EU sein. Wäre da der
EU-Beitritt nicht die logische Folge?

Nein. Ich sehe für die nächsten Jahre
keinen anderen Weg als den bilateralen.

Als Bundespräsident führen Sie weiterhin Ihr
Departement, das Eidgenössische Departe-
ment des Innern EDI. Das ist ein sehr grosses
Departement. Können Sie diese zwei Aufgaben
überhaupt bewältigen?

Das fällt mir dieses Jahr leichter als
2003. Damals war ich nicht nur zum ersten
Mal Bundespräsident. Ich hatte auf Anfang
Jahr auch noch ein neues Departement
übernommen. Ich wechselte vom Eidge-
nössischen Volkswirtschaftsdepartement
ins EDI. Das war eine sehr schwierige Si-
tuation für mich; ich hatte sie selbst etwas
unterschätzt. Wichtige, für mich zu einem
grossen Teil neue Dossiers wie das Kran-
kenversicherungsgesetz waren damals in
der Schlussrunde der parlamentarischen
Beratung. Da war es manchmal wirklich
schwierig, die beiden Aufgaben – Bundes-
präsident und Departementschef – neben-
einander zu erfüllen. Diesmal ist das viel
leichter. Ich weiss, wie das Bundespräsi-
dium läuft, und ich kenne die Materie in
meinem Departement in- und auswendig.

Welche Ziele haben Sie sich für 2008
in Ihrem Departement gesetzt?

Im Zentrum steht, die Reform der Kran-
kenversicherung weiterzuführen. Dann die
Debatte über die 11. AHV-Revision. Die Fi-
nanzierung der IV ist ein weiterer Schwer-
punkt. Und, neben anderen Projekten,
das Gesetz über die Hochschullandschaft
Schweiz.

Es ist nicht am
Staat zu sagen,

was gute Kunst ist

In den letzten Jahren
gab es zu viele

Abstimmungen im
Bundesrat
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Sie sind auch Kulturminister.
Und man weiss, dass Ihnen die Kultur
besonders am Herzen liegt und Sie sich
sehr dafür einsetzen.

Ja! Darum habe ich entsprechende Ge-
setze vorgelegt: das neue Museumsgesetz
und das neue Kulturförderungsgesetz. Ich
habe den Eindruck, dass sich jetzt ein ge-
genseitiges Vertrauen zwischen den Kul-
turschaffenden und der Verwaltung, und
auch zu mir persönlich, entwickelt hat.
Die Kunstschaffenden wissen, dass ich
mich für die Kultur wirklich interessiere,
dass ich ihnen mit offenem Geist und of-
fenen Ohren begegne.

Resultiert aus diesem gegenseitigen
Vertrauen auch bessere Kunst?

Hoffentlich. Aber es ist nicht am Staat
oder an einem seiner Vertreter zu sagen,
was gute Kunst ist. Unsere Aufgabe ist
es, möglichst gute Rahmenbedingungen
zu schaffen, damit die Künstlerinnen und
Künstler sich entfalten und ausdrücken
können.

Aber Sie sind persönlich zufrieden mit
den Leistungen der Schweizer Kunstszene?

Ja. Und ich stelle immer wieder fest,
dass die Kunst viel wichtiger ist als man
oft denkt. Zum Beispiel der Sektor Design:
Die Schweiz gehört da zu den innovativs-
ten Ländern überhaupt. Unser Nachteil ist,
dass die Schweiz ein sehr kleiner Markt
ist. Auch unsere erfolgreichsten Künstle-
rinnen und Künstler erzielen niemals die
gleich hohen Preise für ihre Werke wie
die Künstlerinnen und Künstler in einem
grossen Markt. Was allerdings auch nicht
nur negativ ist. So bleiben die Kunstwerke
auch für kleinere Budgets eher erschwing-
lich.

Kaufen Sie selbst auch Schweizer Kunst?
Ja, schon, aber das ist meine Sache.

Sie sind auch Religionsminister. Ein Thema,
für das Sie sich stark engagieren, ist das
friedliche Zusammenleben von Christen
und Muslimen. Steht das auch in Ihrer
Amtszeit als Bundespräsident im Zentrum?

Das ist ein ständiges Thema und wird
es bleiben. Es ist wichtig, dass auch die
Mitglieder anderer religiöser Gemein-
schaften als der traditionellen spüren,
dass man für sie Respekt hat. Ich zeige das
auch dieses Jahr mit der Grussbotschaft,
die ich zu Beginn des Ramadan an die
Muslime richte.

Freundschaftliche
Beziehungen mit

der EU sind für uns
sehr wichtig

Diese Grussbotschaft haben Sie 2007 zum
ersten Mal übermittelt. Wie war das Echo?

Sehr positiv. Die Muslime haben die
Geste sehr geschätzt, sie trägt zu grös-
serem gegenseitigem Verständnis bei.

Die Fragen an Bundespräsident Pascal Couchepin

stellte Henry Habegger von der Bundeshausredaktion

des «Blick»

Das Volk ist von Zeit
zu Zeit friedlicher
als seine Politiker
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Deutsch 63,7%

Italienisch 6,4%
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Finanzen

Entwicklung der Ausgaben (in Millionen Franken)

Soziale Wohlfahrt

Verkehr

Landesverteidigung

Landwirtschaft und Ernährung

Bildung und Grundlagenforschung

Beziehungen zum Ausland

Schuldzinsen und Anteil der Kantone

Übrige Ausgaben 4491

11 334

2402

4552

3794

4445

7905

14 172 2006

Übrige Ausgaben 8,5%

Schuldzinsen und Anteil
der Kantone 21,3%

Beziehungen zum
Ausland 4,5%

Bildung und
Grundlagenforschung 8,6%

Soziale Wohlfahrt 26,7%

Verkehr 14,9%

Landesverteidigung 8,4%Landwirtschaft und
Ernährung 7,1%

Ausgaben des Bundes 2006

53 096 Millionen Franken

Einnahmen des Bundes 2006

Verkehrsabgaben 2,9%
Tabaksteuer 3,9%

Stempelabgaben 5,2%

Einfuhrzölle 1,9%

Mineralölsteuern 9,1%

Weitere Fiskaleinnahmen 1,8%

Andere Einnahmen 7,6%

Verrechnungssteuer 7,2%

Direkte Bundessteuer 25,8%

Mehrwertsteuer 34,5%

55 060 Millionen Franken

Indirekte Steuern 59,2%

Direkte Steuern 33,0%
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EIN KURZER GESCHICHTLICHER ÜBERBLICK ODER

Seit wann gibt es
eigentlich die Schweiz?

1291 erneuern Uri, Schwyz und Un-
terwalden – laut Überlieferung Anfang
August auf dem Rütli – ihren Bund zu
gemeinsamer Abwehr fremder Übergriffe
auf ihren Besitz und ihre Rechte.

Im Laufe der folgenden Jahrzehnte
und Jahrhunderte treten dieser «Eidge-
nossenschaft» weitere städtische und
ländliche Gebiete bei – oder werden von
ihr erobert.

Die wachsende Macht und Freiheit ihrer
lockeren Föderation verteidigen die Eid-
genossen zwei Jahrhunderte lang gegen
wechselnde Gegner, bis sie nach dem
Schwabenkrieg 1499 ihre faktische Unab-
hängigkeit vom Deutschen Reich erlan-
gen.

Die Abschaffung der Messe und die Ein-
führung des Abendmahls 1525 in Zürich
durch Zwingli führt zur konfessionellen
Spaltung der Schweiz in katholische und
reformierte Orte, die sich in der Folge
auseinanderleben und immer wieder be-
kriegen.

Die Losung «Freiheit, Gleichheit, Brüder-
lichkeit» der französischen Revolution
von 1789 verbreitet sich auch hierzulande
und führt verschiedenenorts zu Unruhen.

Ein französisches Heer unter Napoleon
Bonaparte erobert 1798 die Schweiz. Die
Alte Eidgenossenschaft geht unter und
macht der Helvetischen Republik mit ei-
ner von den Franzosen diktierten zentra-
listischen Einheitsverfassung Platz.

Aus den ehemaligen Untertanengebie-
ten bilden sich 1803 neue gleichberech-
tigte Kantone.

Nach der Niederlage Frankreichs gegen
die monarchistischen Grossmächte Euro-
pas kommt es 1815 zur «Restauration» der
Eidgenossenschaft: Sie wird wieder ein

loser Staatenbund, und in ihren Kantonen
herrscht erneut die aristokratische Ober-
schicht wie vor dem Umsturz von 1798.

In der Zeit der so genannten Regeneration
nach 1830 geben sich unter dem Druck
der wirtschaftlichen Entwicklung etwa
die Hälfte der Kantone liberale Verfas-
sungen, die den Bürgern wirtschaftliche
und politische Freiheiten garantieren. In
der Folge kommt es zu Auseinanderset-
zungen zwischen liberalen und konserva-
tiven Kantonen.

Die Spannungen zwischen den liberalen
reformierten und den katholischen Kanto-
nen führen 1847 zum Sonderbundskrieg:
Nach einem kurzen Feldzug eidgenös-
sischer Truppen kapitulieren die Katho-
liken, die einen separatistischen Bund
gegründet hatten.

1848 kommt es zur Gründung des
modernen Bundesstaates Schweiz. Mit
seiner Verfassung zentralisiert und ver-
einheitlicht er zahlreiche Bereiche, die
zuvor in die Zuständigkeit der Kantone
fielen – zum Beispiel Militär und Zölle,
Post- und Münzwesen. Damit entsteht ein
zusammengehöriges, der wirtschaftlichen
Entwicklung förderliches Territorium.

Das 1848 eingeführte allgemeine Stimm-
und Wahlrecht – damals ausschliesslich
für Männer – genügt vielen nicht: Sie
streben nach direktdemokratischen Volks-
rechten und erwirken 1874 in der Revision
der Bundesverfassung die Einführung des
Referendumsrechts und 1891 die Einfüh-
rung der Volksinitiative.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts organi-
sieren sich die verschiedenen politischen
Strömungen in Parteien: 1888 kommt es

zur Gründung der Sozialdemokraten,
1894 der Freisinnigen sowie der Katho-
lisch-konservativen Volkspartei, der heu-
tigen CVP.

Vom Ersten Weltkrieg zwischen 1914 und
1918 bleibt die Schweiz zwar verschont,
doch die durch ihn bedingte schlechte so-
ziale Lage breiter Bevölkerungsschichten
führt 1918 zum Generalstreik. Viele ihrer
Forderungen – wie die 48-Stunden-Arbeits-
woche und die Einführung einer Altersver-
sicherung – können die Streikenden nicht
durchsetzen; doch wird im Folgejahr der
Nationalrat erstmals im Proporzwahlver-
fahren gewählt, so dass auch die Arbeiter-
schaft in ihm vertreten ist. Damit geht die
Vorherrschaft der Freisinnigen zu Ende.

1920 tritt die Schweiz dem im Vorjahr ge-
gründeten Völkerbund bei, mit dem Vor-
behalt, ihre Neutralität strikt zu wahren
und sich nicht an irgendwelchen militä-
rischen Aktionen beteiligen zu müssen.

Die 1929 ausbrechende Weltwirtschaftskri-
se führt zu grosser Arbeitslosigkeit und 1936
zur Abwertung des Schweizer Frankens.

Das Abkommen in der Maschinen- und
Metallindustrie von 1937 zur Erhaltung
des Arbeitsfriedens, die Anerkennung des
Rätoromanischen als vierte Landesspra-
che 1938, der Ausbau der Alpen 1940 zu
einer Festung – dem so genannten Re-
duit – sowie schliesslich der Einzug der
Sozialdemokraten in den Bundesrat 1943
tragen zum Zusammenhalt der Schweiz in
schwieriger Zeit bei. Also dazu, dass sich
das Land auch aus dem Zweiten Weltkrieg
von 1939 bis 1945 heraushalten kann.

1947 wird die eidgenössische Alters- und
Hinterbliebenen-Versicherung AHV einge-
führt.
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Anders als dem Völkerbund ein Viertel-
jahrhundert zuvor tritt die Schweiz der
1948 gegründeten Organisation der Ver-
einten Nationen Uno aus Neutralitäts-
gründen vorerst nicht bei.

Mit der Wahl eines zweiten Sozialdemo-
kraten in die Regierung setzt sich diese
1959 zum ersten Mal einigermassen pro-
portional zum Wähleranteil der Parteien
zusammen: Die so genannte «Zauberfor-
mel» für eine faire Vertretung der wich-
tigsten politischen Strömungen im Bun-
desrat ist damit gefunden.

Nach erfolglosem Anlauf 1959 heissen
Volk und Stände 1971 das Frauenstimm-
und -wahlrecht auf eidgenössischer Ebene
gut – mit 621 403 Ja gegen 325 596 Nein;
in einer Reihe von Kantonen haben Frau-
en schon seit längerem gleiche politische
Rechte.

Nach einer Reihe von Volksabstimmun-
gen – im Kanton Bern und insbesondere
in seinen französischsprachigen Bezirken
sowie schliesslich auf Bundesebene – ent-
steht 1978 der Kanton Jura als Abspaltung
von Bern und 26. Gliedstaat der Schweiz.

Mit der Wahl der Freisinnigen Elisabeth
Kopp zur Bundesrätin hat die Schweiz
1984 zum ersten Mal in ihrer Geschichte
eine Frau in der Regierung.

Die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
lehnen 1989 die Volksinitiative zur Ab-
schaffung der Schweizer Armee ab.

1992 lehnen die Schweizer Stimmberech-
tigten den Beitritt des Landes zum Euro-
päischen Wirtschaftsraum ab.

1999 stimmen Volk und Stände der total-
revidierten Bundesverfassung zu, die 2000
in Kraft tritt.

Nachdem sie sich zuvor – zum Teil schon
seit Jahrzehnten – in den zahlreichen
Unterorganisationen der Uno engagiert
hat, tritt die Schweiz 2002 aufgrund einer
Volksinitiative den Vereinten Nationen als
Vollmitglied bei.

Im selben Jahr treten die ersten so
genannten Bilateralen Verträge mit der
Europäischen Union in Kraft.

Erstmals nach 1854 und 1872 wird im
Dezember 2003 ein amtierendes
Regierungsmitglied nicht wie-
dergewählt: CVP-Bundes-
rätin Ruth Metzler muss
ihren Sitz dem SVP-Ver-
treter Christoph Blocher
abtreten.

Vier Jahre später er-
geht es diesem gleich: an
seiner Stelle wählt die
VereinigteBundesver-
sammlung in der
Wintersession 2007
seine Parteikolle-
gin Eveline Wid-
mer-Schlumpf in
den Bundesrat.

Die drei Eidgenossen (v.l.n.r.) Walter Fürst ,

Werner Stauffacher und Arnold von Melchthal

mit dem Bundesbrief von 1291 in der

Eingangshalle des Bundeshauses





14 Der Bund kurz erklärt

DER FÖDERALISTISCHE AUFBAU DER SCHWEIZ ODER

2715 und 26 macht 1
Die Schweiz ist eine Willensnation, gebildet von mehreren Volksgruppen mit verschiedenen Sprachen
und Religionen. Seit 1848 ist sie ein Bundesstaat – einer von weltweit 23 und unter diesen, nach den
Vereinigten Staaten von Amerika, der zweitälteste. Der staatliche Aufbau der Schweiz ist föderalis-
tisch und gliedert sich in die drei politischen Ebenen Gemeinden, Kantone und Bund.

2715 Gemeinden Die kleinste politische Einheit in der
Schweiz ist die Gemeinde. Zurzeit gibt es 2715 davon. Ihre Zahl
nimmt jedoch laufend ab, weil sich vor allem kleinere Orte zu-
sammenschliessen, um ihre Aufgaben besser lösen zu können.

Rund ein Fünftel der Gemeinden hat ein eigenes Parlament
– vor allem natürlich die Städte; vier Fünftel kennen hingegen
noch die direkt-demokratische Entscheidung in der Gemeinde-
versammlung, an der alle stimmberechtigten Einwohner teilneh-
men können. Das heisst, das Volk lässt sich nicht durch Abge-
ordnete vertreten, sondern fällt selbst Beschlüsse und wählt den
Gemeinderat.

Neben den Aufgaben, die ihnen vom Bund und von ihrem
Kanton zugewiesen sind – zum Beispiel das Führen der Einwoh-
nerregister oder der Zivilschutz –, haben die Gemeinden auch
eigene Zuständigkeiten – etwa im Schul- und Sozialwesen, in der
Energieversorgung, im Strassenbau, bei der Ortsplanung, den
Steuern usw. Diese Angelegenheiten regeln sie weitgehend selb-
ständig.

Den Umfang der Gemeindeautonomie bestimmen die einzel-
nen Kantone – er ist deshalb recht unterschiedlich.

26 Kantone Die nächstgrössere politische Einheit sind die
Kantone – häufig auch Stände genannt. Sie sind die ursprüng-
lichen Staaten, die sich 1848 zum Bund zusammengeschlossen
und diesem einen Teil ihrer Souveränität abgetreten haben. Eine
Ausnahme ist der Kanton Jura – der einzige, der erst im 20. Jahr-
hundert entstand: Er spaltete sich auf den 1. Januar 1979 vom
Kanton Bern ab.

Laut Bundesverfassung sind alle Kantone gleichberechtigt,
und sie haben im weltweiten Vergleich ein Höchstmass an Souve-
ränität. Gesundheitswesen, Bildung und Kultur gehören zu jenen
Politikbereichen, in denen sie über grosse Handlungsspielräume
verfügen.

Jeder Kanton hat eine eigene Verfassung, ein eigenes Parla-
ment, eine eigene Regierung und eigene Gerichte. Die Grösse der
Parlamente variiert zwischen 58 und 180 Abgeordneten, die alle
vom Volk gewählt sind – in den meisten Kantonen nach dem Ver-
hältniswahlrecht (Proporz).

Auch die 5- oder 7-köpfigen Regierungen werden überall vom
Volk gewählt, aber in 24 Kantonen mittels Mehrheitswahlrecht
(Majorz); Zug und Tessin wählen den Regierungsrat im Proporz.

Die direkt-demokratische Form der Landsgemeinde existiert
nur noch in Appenzell Innerrhoden und in Glarus. In allen andern
Kantonen entscheidet das Volk ausschliesslich an den Urnen.

Das unter Denkmalschutz stehende Tessiner Berg-

dorf Corippo im Verzascatal ist mit bloss 17 Ein-

wohnern die kleinste Gemeinde der Schweiz. Wo

Mitte des 19. Jahrhunderts noch über 300 Men-

schen wohnten, gibt es heute keine Kinder mehr.

Der mit 45 Jahren Zweitjüngste im Dorf ist der

Bürgermeister Claudio Scettrini. Alle drei Wochen

ruft der Sindaco seine zwei Gemeinderatskolle-

gen zu einer Sitzung im ehemaligen Schulhaus zusammen, und

zweimal im Jahr findet eine Gemeindeversammlung statt , zu der

die 14 Stimmberechtigten jeweils fast vollzählig erscheinen.

«Republik und Kanton Jura» ist die amtliche

Bezeichnung für den jüngsten Gliedstaat der

Eidgenossenschaft , zu der sein Gebiet seit 1815

gehört . Starke kulturelle Spannungen zwischen

der katholischen französischsprachigen Bevöl-

kerung und der reformierten deutschsprachigen

Mehrheit im Kanton Bern führten nach einer Reihe von Volks-

abstimmungen zur Trennung. Am 1. Januar 1979 erlangte der

Jura als 26. Kanton der Schweiz seine Souveränität .
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DIE SCHWEIZER DEMOKRATIE

Im Gegensatz zu anderen Nationalflaggen bildet

die Schweizer Fahne ein Quadrat , nur auf Schiffen

schweizerischer Reedereien ist sie rechteckig. Be-

reits in der Schlacht von Laupen im Jahr 1339 führ-

ten die Alten Eidgenossen das Schweizerkreuz als

Feldzeichen, doch offizielles Wappen wurde es erst

1815. Ein Vierteljahrhundert später einigte man

sich auf eine einheitliche Truppenfahne mit dem

weissen Kreuz im roten Feld, und 1889 bestimm-

te die Bundesversammlung die Proportionen: «ein aufrechtes,

freistehendes weisses Kreuz, dessen unter sich gleiche Arme je

einen Sechstel länger als breit sind».

Wer wählt wen?

In der Schweiz ist das Volk der Souverän

Das Volk ist laut Bundesverfassung der Sou-

verän des Landes, also die oberste politische

Instanz. Es umfasst alle mündigen Frauen und

Männer mit Schweizer Bürgerrecht – das sind

gut 4,9 Millionen Bürgerinnen und Bürger, was

fast zwei Dritteln der Wohnbevölkerung ent-

spricht. Unter 18-Jährige und ausländische

Staatsangehörige haben auf Bundesebene kei-

ne politischen Rechte.

Das Volk wählt das Parlament:

die Legislative

Das Schweizer Parlament, die gesetzgebende

Gewalt im Staat, hat zwei Kammern: Der Na-

tionalrat repräsentiert die Gesamtbevölkerung

des Landes, und der Ständerat vertritt die 26

Kantone; zusammen bilden sie die Vereinigte

Bundesversammlung. z Seiten 22–39

Das Parlament wählt die Regierung:

die Exekutive

Die Regierung der Schweiz besteht aus den

sieben Mitgliedern des Bundesrats sowie der

Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler, die

von der Vereinigten Bundesversammlung für

eine vierjährige Amtsdauer gewählt sind.
z Seiten 40–75

Das Parlament wählt auch das oberste

Gericht: die Judikative

Die oberste Rechtsprechung erfolgt durch das

Bundesgericht in Lausanne und in Luzern so-

wie seine zwei erstinstanzlichen Gerichte: das

Bundesstrafgericht in Bellinzona und das Bun-

desverwaltungsgericht in Bern. z Seiten 76–80

Die Gewaltenteilung: In der Schweiz sind die legisla-

tive (=gesetzgebende), die exekutive (=ausführende)

und die judikative (=richterliche) Gewalt personell

getrennt, funktionell aber bloss geteilt. Das heisst:

Niemand darf gleichzeitig mehr als einer der drei

Bundesbehörden – dem Parlament, der Regierung

und dem obersten Gericht – angehören; aber jede der

drei Behörden nimmt aus praktischen Gründen auch

Aufgaben wahr, die streng genommen in die Zustän-

digkeit einer anderen Gewalt fallen.

1 Bund Bund ist der schweizerische Begriff für den Staat
(der andere häufig gebrauchte Ausdruck dafür ist Eidgenossen-
schaft). Die Abkürzung CH für die Schweiz geht auf die offizi-
elle lateinische Bezeichnung «Confoederatio Helvetica» zurück.
Confoederatio heisst «Bündnis» und Helvetica bezieht sich auf
die keltischen Helvetier, die vor rund 2000 Jahren im Gebiet der
heutigen Schweiz sesshaft waren.

Die Schweiz entwickelte sich über mehr als sieben Jahrhun-
derte aus einem Bündnis der drei Urkantone Uri, Schwyz und Un-
terwalden zum heutigen Bundesstaat, der die unterschiedlichen
Interessen der einzelnen Kantone mit den Gesamtinteressen des
Landes verbindet.

Der Bund ist überall dort zuständig, wo ihn die Verfassung
dazu ermächtigt – zum Beispiel in der Aussen- und Sicherheits-
politik, beim Zoll- und Geldwesen, in der landesweit gültigen
Rechtsetzung und in der Verteidigung.

Aufgaben, die nicht ausdrücklich Bundessache sind, fallen in
die Zuständigkeit der nächst unteren Ebene: diejenige der Kan-
tone.
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1971 20071989 1992

50%

Die durchschnittliche Stimmbeteiligung der letzten Jahrzehnte liegt bei etwas über

40 Prozent . Einige Themen haben jedoch sehr viele Stimmberechtigte mobilisiert:

etwa die Volksinitiative für eine Schweiz ohne Armee (1989) mit 69% und der Beitritt

zum Europäischen Wirtschaftsraum EWR (1992) mit 78% Beteiligung. Weil die Bür-

gerinnen und Bürger die Möglichkeit haben, über das politische Geschehen und die

wichtigsten Geschäfte regelmässig mitzuentscheiden, haben Abstimmungen in der

Schweiz ein grösseres Gewicht als Wahlen: Der Einfluss des Parlaments ist geringer

als in Ländern ohne direktdemokratische Instrumente.

50%

1919 2007

Seit den ersten im Proporzsystem durchgeführten Nationalratswahlen im Jahr 1919

nahm die Beteiligung deutlich ab. Für die in der Schweiz vergleichsweise niedrige

Wahlbeteiligung gibt es zwei Hauptgründe: Erstens kann sich das Volk recht häufig

politisch an der Urne äussern – nicht allein bei Wahlen, sondern auch bei Abstimmun-

gen auf Gemeinde-, Kantons- und Bundesebene. Zweitens sind Wahlen hierzulande

nicht so entscheidend, weil die Konkordanz zwischen den Parteien einen Machtwech-

sel in der Regierung ausschliesst . Seit der Einführung der brieflichen Stimmabgabe

1994 steigt die Wahlbeteiligung wieder leicht an.

DIE DIREKTE DEMOKRATIE AUF BUNDESEBENE ODER

Ein Volk mit vielen Rechten
In kaum einem Staat gibt es so weitgehende Mitbestimmungsrechte des Volkes wie in der Schweiz.
Die lange demokratische Tradition, aber auch die vergleichsweise geringe Grösse und Bevölkerungs-
zahl des Landes sowie schliesslich eine hohe Alphabetisierungsrate und ein vielfältiges Medienan-
gebot sind ausschlaggebend für das Funktionieren dieser besonderen Staatsform. Auf Bundesebene
haben die Schweizerinnen und Schweizer folgende politischen Rechte:

Das Stimmrecht oder statt die Faust im Sack zu machen
Wer wählen darf, ist auch stimmberechtigt: alle Staatsangehöri-
gen, die das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und nicht wegen
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche entmündigt sind.

In der Regel sind die Stimmberechtigten viermal pro Jahr
aufgerufen, über eidgenössische Vorlagen zu befinden. Im Durch-
schnitt sind es drei bis vier Geschäfte, die gutgeheissen oder ab-
gelehnt werden können; ausnahmsweise können es aber auch
mehr als das Doppelte sein.

Abgestimmt wird über Volksinitiativen und Referenden: Das
obligatorische Referendum gilt für alle Änderungen der Verfas-
sung sowie für den Beitritt zu bestimmten internationalen Or-
ganisationen. Das heisst, darüber muss eine Volksabstimmung
stattfinden. Zur Annahme ei-
ner solchen Vorlage braucht
es das sogenannte doppelte
Mehr – nämlich erstens das
Volksmehr, also die Mehrheit
der gültigen Stimmen im ganzen Land, und zweitens das Stän-
demehr, also eine Mehrheit von Kantonen, in denen die Stim-
menden die Vorlage angenommen haben.

Geänderte oder neue Gesetze und ähnliche Beschlüsse des
Parlaments sowie bestimmte völkerrechtliche Verträge kommen
nur dann zur Abstimmung, wenn dies mit dem fakultativen Re-
ferendum verlangt wird. Zur Annahme einer derartigen Vorlage
genügt das Volksmehr.

Das Wahlrecht oder vom Kumulieren, Panaschieren und
Streichen Alle vier Jahre wählt das Volk die 200 Mitglieder des
Nationalrats. Sämtliche über 18-jährigen Schweizerinnen und
Schweizer haben dabei das aktive und passive Wahlrecht. Das
heisst, sie dürfen sowohl wählen als auch sich selbst zur Wahl
stellen. Bundesangestellte müssen sich, falls sie gewählt werden,
entweder für ihre Stelle oder für das Mandat entscheiden.

In den Kantonen mit mehr als einem Nationalratssitz haben
die Wahlberechtigten eine Reihe von Möglichkeiten, um die ih-
nen genehmsten Abgeordneten zu bestimmen:

Sie können in eine leere Liste die Namen ihrer bevorzugten
Kandidatinnen und Kandidaten eintragen.

Sie können eine vorgedruckte Liste mit Kandidierenden ein-
zelner Parteien unverändert einlegen – oder diese Liste verän-
dern.

Verändern können sie die Liste auf drei verschiedene, aber
miteinander kombinierbare Arten: Erstens dürfen sie Namen strei-
chen. Zweitens dürfen sie panaschieren, was mischen bedeutet;
das heisst, man kann Namen von anderen Listen einsetzen. Drit-
tens dürfen sie Kandidaten und Kandidatinnen kumulieren, das
heisst zweimal auf einer Liste aufführen. Parteien können auch
von sich aus Kandidierende doppelt (aber nicht öfter) aufführen,
also «vorkumulieren», um deren Wahlchancen zu erhöhen.

Die Ständeratswahlen sind zwar nicht auf Bundesebene
geregelt, doch haben sich alle Kantone ebenfalls für die Volks-
wahl entschieden, so dass alle 246 eidgenössischen Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier direkt von den Bürgerinnen und
Bürgern gewählt sind.

Die Beteiligung an den Nationalratswahlen seit 1919 Die Beteiligung an eidgenössischen Abstimmungen seit 1971

Änderungen der Verfassung
z obligatorisches Referendum

Änderungen von Gesetzen
z fakultatives Referendum
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1971 2007 1971 2007

50% 50%

Von den insgesamt 109 Volksbegehren, über die in den letzten Jahrzehnten abge-

stimmt wurde, hatten nur gerade acht Erfolg an der Urne – also nicht einmal jedes

zehnte. Der weitaus grösste Teil erzielte weniger als 50% Ja-Stimmen und wurde

abgelehnt .

Ganz erfolglos sind aber die meisten Initiativen dennoch nicht: Die in ihnen formu-

lierten Anliegen lösen oft breite Diskussionen aus und fliessen nach einer gewissen

Zeit mindestens teilweise in Gesetze ein.

88 Mal waren Referendumkomitees seit 1971 zunächst erfolgreich: Sie erzwangen

Volksabstimmungen über vom Parlament genehmigte Bundesgesetze und -beschlüs-

se, die ihnen nicht passten. Und immerhin 28 Mal hatten sie mit ihrer Gegnerschaft

auch an der Urne Erfolg – also in fast einem Drittel der Fälle.

Die Grafik zeigt den Anteil der Ja-Stimmen bei der jeweiligen Abstimmung: Weniger

als 50% bedeuten also, dass der umstrittene Parlamentsbeschluss nicht angenom-

men, also rückgängig gemacht wurde.

Das Initiativrecht oder Forderungen stellen Bürgerinnen
und Bürger können einen Volksentscheid über eine von ihnen
gewünschte Änderung oder Ergänzung der Verfassung verlangen.
Anders als in den Kantonen ist es auf Bundesebene nicht möglich,
ein neues Gesetz oder eine Gesetzesänderung zu verlangen.

Damit eine Volksinitiative zustande kommt, braucht es in-
nert einer Sammelfrist von 18 Monaten die Unterschriften von
100 000 Stimmberechtigten.

Das Volksbegehren kann als
allgemeine Anregung formuliert
sein oder – was viel häufiger der
Fall ist – als fertig ausgearbeite-
ter Text vorliegen, dessen Wort-
laut Parlament und Regierung nicht mehr verändern können.

Die Behörden reagieren auf eine eingereichte Initiative
manchmal mit einem (meist nicht so weit gehenden) direkten
Gegenvorschlag – in der Hoffnung, dieser werde von Volk und
Ständen eher angenommen. Seit 1987 gibt es bei Abstimmun-
gen über Volksbegehren und Gegenvorschlag die Möglichkeit des
doppelten Ja: Man kann also sowohl die Initiative als auch den
Gegenvorschlag gutheissen; mit einer Stichfrage wird ermittelt,
welcher der beiden Texte in Kraft tritt, falls beide das Volks- und
das Ständemehr erreichen.

Volksinitiativen gehen nicht vom Parlament oder von der Re-
gierung aus, sondern von den Bürgerinnen und Bürgern. Sie gel-
ten als Antriebselement der direkten Demokratie.

Das Referendumsrecht oder «So nicht!» sagen Das
Volk hat das Recht, über Parlamentsentscheide im Nachhinein zu
befinden.

Bundesgesetze, Bundesbeschlüsse sowie gewisse Staatsver-
träge unterliegen dem fakultativen Referendum: Das heisst, darü-
ber kommt es zu einer Volksabstimmung, falls dies 50 000 Bürge-
rinnen und Bürger verlangen. Die Unterschriften müssen innert

100 Tagen nach der Publikation des
Erlasses vorliegen.
Das vetoähnliche Referendums-
recht wirkt für den politischen Pro-
zess insgesamt verzögernd und be-
wahrend, indem es vom Parlament

oder von der Regierung ausgehende Veränderungen abblockt
oder ihre Wirkung hinausschiebt – man bezeichnet das Referen-
dumsrecht darum häufig als Bremse in der Hand des Volkes.

Es trägt aber auch zur Konkordanz bei: Weil es das Parlament
dazu veranlasst, möglichst alle Interessierten in die Diskussion
über neue Gesetze oder Gesetzesänderungen einzubeziehen und
so einen mehrheitsfähigen Kompromiss zu finden, gegen den
später niemand das fakultative Referendum ergreift.

Angenommene und abgelehnte Volksinitiativen seit 1971 Fakultative Referenden seit 1971

Initiative:

maximale Sammelfrist
z 18 Monate

notwendige Unterschriften
z 100 000

Das Petitionsrecht steht allen Personen zu – also

nicht allein Stimmbürgerinnen und -bürgern: Jede

und jeder hat das Recht, schriftlich Bitten, Anre-

gungen und Beschwerden an Behörden zu richten.

Diese sind verpflichtet, solche Petitionen zur

Kenntnis zu nehmen; eine Antwort darauf ist aller-

dings nicht vorgeschrieben, doch wird in der Praxis

jede Petition behandelt und beantwortet. Gegenstand

der Eingabe kann jede staatliche Tätigkeit sein.

Referendum:

maximale Sammelfrist
z 100 Tage

notwendige Unterschriften
z 50 000
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WER WELCHE POLITISCHEN INTERESSEN VERTRITT ODER

Die vier Bundesratsparteien...
Parteien sind politische Gesinnungsgruppen mit jeweils verschiedenen Weltbildern – also bestimm-
ten Auffassungen von Staat, Gesellschaft, Wirtschaft und so weiter. Sie sind ein Bindeglied zwischen
dem Volk und staatlichen Einrichtungen und für das Funktionieren einer Demokratie unentbehrlich.
Die Parteienlandschaft der Schweiz ist so vielgestaltig wie das Land: Ein rundes Dutzend Gruppie-
rungen ist im Parlament vertreten. Alle zwölf stellen sich auf diesen Seiten mit eigenen Worten kurz
vor, allen voran die vier wählerstärksten, die gemeinsam die Regierung bilden.

SVP
Schweizerische Volkspartei

Parteipräsident:
Nationalrat Ueli Maurer (bis April)

85 000 Mitglieder
gegründet 1917 www.svp.ch

Die Schweizerische Volkspartei ist mit einem Anteil von
29% die wählerstärkste Partei der Schweiz. Sie ist mit Bundesrat
Samuel Schmid und Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf in
der Landesregierung vertreten. Nach der Nichtwiederwahl Chris-
toph Blochers in den Bundesrat hat sich die SVP zur Oppositions-
partei erklärt und die beiden SVP-Bundesratsmitglieder aus ihrer
Fraktion ausgeschlossen.

Die Partei entstand 1971 aus dem Zusammenschluss der
Schweizerischen Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei mit den
Demokratischen Parteien der Kantone Glarus und Graubünden.

(Text: Schweizerische Bundeskanzlei. Von der SVP lag bis Redaktionsschluss kein

eigenes Parteiporträt vor.)

1 Bundesrätin und 1 Bundesrat

7 Ständeräte

8 Nationalrätinnen und 54 Nationalräte SP
Sozialdemokratische Partei der Schweiz

Parteipräsident:
Nationalrat Hans-Jürg Fehr (bis April)

35 000 Mitglieder
gegründet 1888 www.spschweiz.ch

Die SP setzt sich für eine soziale, offene und ökologische
Schweiz ein. Mit Micheline Calmy-Rey und Moritz Leuenberger
hat sie zwei glaubwürdige Mitglieder im Bundesrat. Auch in den
grössten Städten gestaltet die SP die Regierungsarbeit wesentlich
mit. Die SP steht für soziale Sicherheit und die faire Verteilung
von Wohlstand und Lebenschancen. Darauf ist jene Mehrheit der
Bevölkerung angewiesen, die keine Toplöhne bezieht. Werte wie
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität müssen immer wieder
aufs Neue erkämpft werden. Die sozialen Errungenschaften der
Schweiz tragen stark die Handschrift der SP – Errungenschaften,
auf die wir stolz sind: die AHV, die Mutterschaftsversicherung,
Kinderzulagen und das Partnerschaftsgesetz.

Unsere drei wichtigsten Standpunkte:
• Sozial: Die SP Schweiz steht ein für eine sichere AHV, ein fle-

xibles Rentenalter, das sich alle leisten können, gleiche Bil-
dungschancen für alle, 50 000 Krippenplätze und die Gleich-
stellung.

• Offen: Wir stehen für die aktive Aussenpolitik einer solida-
rischen Schweiz, die sich für Entwicklungshilfe, Frieden und
Menschenrechte engagiert und sich der EU annähert.

• Ökologisch: Die SP steht für ein gutes öffentliches Verkehrsnetz,
eine bessere Energieeffizienz und die Förderung erneuerbarer
Energien als Grundlage für eine zukunftsgerichtete Schweiz.
Atomkraftwerke bekämpft sie.

1 Bundesrätin und 1 Bundesrat

5 Ständerätinnen und 4 Ständeräte

18 Nationalrätinnen und 25 Nationalräte
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FDP
Freisinnig-Demokratische Partei

Parteipräsident:
Nationalrat Fulvio Pelli

120 000 Mitglieder
gegründet 1894 www.fdp.ch

Die Menschen haben die Freiheit, ihr Glück zu suchen
und damit ihr Leben so zu gestalten, wie sie es für richtig halten.
Die FDP steht für die Freiheit des Einzelnen. In ihrer Politik ori-
entiert sich die FDP an den liberalen Grundwerten: eben Freiheit,
Offenheit, Selbstverantwortung. Jeder Einzelne trägt gleichzeitig
aber auch Verantwortung für die Gemeinschaft. Sie muss gerecht
sein und allen die gleichen Chancen anbieten: Chancengleichheit
soll unser Gesellschaft prägen, damit jeder seine Möglichkeiten
zum Erfolg nutzen kann.

Schwerpunkte des FDP-Projekts für die Zukunft der Schweiz sind:
• Die intelligente Schweiz: Wissen ist unser Rohstoff. Unser Land

muss zu den führenden Denk-, Forschungs- und Kulturstandor-
ten der Welt gehören.

• Die wachsende Schweiz: Wachstum sichert unsere Zukunft.
Wachstum entsteht durch die Leistung aller und wird durch
gute Rahmenbedingungen für die Wirtschaft ermöglicht.

• Die gerechte Schweiz: Gerechtigkeit heisst Chancengleichheit:
Wir leben in einem Land mit guten und gerechten Rahmenbe-
dingungen und funktionierendem sozialem Netz.

• Die offene Schweiz: Die Schweiz ist ein tolerantes, modernes,
offenes Land und pflegt konstruktive Beziehungen zu Europa
und der Welt.

• Mit Pascal Couchepin und Hans-Rudolf Merz hat die FDP zwei
Bundesräte, welche die Schweiz bewegen.

2 Bundesräte

3 Ständerätinnen und 9 Ständeräte

6 Nationalrätinnen und 25 Nationalräte CVP
Christlichdemokratische Volkspartei

Parteipräsident:
Nationalrat Christophe Darbellay

100 000 Mitglieder
gegründet 1912 www.cvp.ch

Die CVP steht ein für eine liberal-soziale Schweiz. Unsere
Politik sucht den Ausgleich zwischen Mensch und Gemeinschaft,
Eigenverantwortung und Solidarität. Wir gestalten das Zusam-
menleben gemäss einem christlichen Menschen- und Gesell-
schaftsbild. Im Bundesrat werden diese Werte von Wirtschafts-
ministerin Doris Leuthard vertreten.
Die CVP ist die wirtschaftsfreundliche, sozial verantwortliche
und eigenständige Kraft im politischen Zentrum. Unsere Politik
schafft Arbeitsplätze, sichert unsere wichtigsten Sozialwerke fi-
nanziell und verbessert die Rahmenbedingungen für die Fami-
lien. Dank einer pragmatischen Klima- und Umweltpolitik schaf-
fen wir eine nachhaltige Lebensgrundlage.

Unsere drei wichtigsten Standpunkte:
• Die CVP fördert einen Wirtschaftsstandort Schweiz mit Inno-

vationskraft, attraktiven Steuern, erstklassigen Infrastrukturen
und einem hohen Bildungsniveau. So sichern wir Arbeitsplätze
und Wohlstand.

• Die CVP fördert die Familien. Familien brauchen für die Kinder-
erziehung und Betreuung bessere Rahmenbedingungen, insbe-
sondere eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

• Die CVP sichert das Sozialnetz: Die Finanzierung der Sozial-
werke ist die grösste Herausforderung der nächsten 20 Jahre.
Nur mit gezielten Reformen ohne unrealistischen Aus- oder Ab-
bau können wir sie sichern.

1 Bundesrätin

1 Ständerätin und 14 Ständeräte

12 Nationalrätinnen und 19 Nationalräte
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Die Grünen
Grüne Partei der Schweiz

Parteipräsidentin:
Nationalrätin Ruth Genner

6000 Mitglieder
gegründet 1983 www.gruene.ch

Die Grüne Partei der Schweiz ist die grösste Nicht-Regie-
rungspartei. Ausser im Kanton Obwalden gibt es in allen Kanto-
nen grüne Parteien. Seit 2003 gibt es die Jungen Grünen, die sich
mit viel Phantasie für die Umwelt, für Chancengleichheit und
eine gerechte Globalisierung einsetzen.

Unsere wichtigsten Anliegen für diese Legislatur sind ein effi-
zienter Klimaschutz (dazu gehört vor allem die Einführung einer
CO2-Abgabe auch auf Treibstoffe), der ökologische Umbau der
Wirtschaft, die Stärkung der Sozialwerke und eine aktive Frie-
denspolitik ohne Rüstungszusammenarbeit.

2 Ständeräte

10 Nationalrätinnen und 10 Nationalräte

LPS
Liberale Partei der Schweiz

Parteipräsident:
Nationalrat Claude Ruey

20 000 Mitglieder
gegründet 1913 www.liberal.ch

Die Liberale Partei der Schweiz vertritt ein allumfas-
sendes, in zeitlosen Werten – namentlich der Aufklärung – veran-
kertes Gedankengut: persönliche Freiheit, Rücksicht gegenüber
dem Mitmenschen, Respekt der unterschiedlichen Identitäten,
Verantwortung, Kreativität und Eigeninitiative. Diese Werte ver-
teidigt sie und lebt sie vor. Denn es hat sich gezeigt, dass nur mit
ihnen wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt möglich ist. Die
LPS ist eine bürgerliche Partei und spielt in den vier gewichtigen
Kantonen Basel-Stadt, Genf, Neuenburg und Waadt in Parlament
und Regierung eine wichtige Rolle. Im politischen Leben der Kan-
tone Bern, Freiburg, Wallis und Zürich ist sie ebenfalls präsent.

2 Nationalrätinnen und 2 Nationalräte

GLP
Grünliberale Partei Schweiz

Parteipräsident:
Nationalrat Martin Bäumle

1000 Mitglieder
gegründet 2004 www.grunliberale.ch

Umwelt: Alle sind auf eine intakte Umwelt als Lebens-
grundlage angewiesen. Wir wollen eine lebenswerte Welt ohne
Altlasten hinterlassen, damit auch zukünftige Generationen das
Leben geniessen können.

Finanzen: Der Staat soll als leistungsfähiges und auf Kernauf-
gaben konzentriertes Dienstleistungsunternehmen ohne Schulden-
berge unter Einbezug der Eigenverantwortung der Menschen
funktionieren.

Soziales: Primär sollen Eigenleistung, Verantwortungsbe-
wusstsein und Solidarität gefördert werden. Unterstützung soll an-
reizorientiert, mit Mass und trotzdem menschenwürdig erfolgen.

1 Ständerätin

1 Nationalrätin und 2 Nationalräte

EVP
Evangelische Volkspartei der Schweiz

Parteipräsident:
Nationalrat Ruedi Aeschbacher

4500 Mitglieder
gegründet 1919 www.evppev.ch

Gestärkte Familien: Die EVP will Familien finanziell ent-
lasten und wo nötig unterstützen. Sie setzt dazu auf ein Kinder-
geld, das alle anderen Zahlungen und Abzüge ersetzt und mittels
Steuern finanziert wird.

Gerechte Wirtschaft: Das bedeutet Schuldenabbau, faire
Löhne zuoberst und zuunterst, ein einfaches Steuersystem ohne
Schlupflöcher und ein fairer Handel.

Gesunde Umwelt: Die EVP will die Abhängigkeit der Schweiz
von nichterneuerbaren Energieträgern rasch verringern. Dazu
setzt sie auf eine ökologische Steuerreform und eine CO2-Abgabe
auch auf Treibstoffen.

2 Nationalräte

…sowie die acht
weiteren Parteien
im Parlament

57384_12-21_Demokratie.indd   20 22.2.2008   1 03 01 r



Der Bund kurz erklärt 21

DIE SCHWEIZER DEMOKRATIE

CSP
Christlich-soziale Partei

Parteipräsidentin:
Monika Bloch Süss

1500 Mitglieder
gegründet 1997 www.csp-pcs.ch

Energiepolitik: Die CSP wird dafür eintreten, dass kei-
ne neuen Atomkraftwerke gebaut werden. Alternative Energien
und das Energiesparen müssen gefördert werden. Ziel muss eine
2000-Watt-Gesellschaft sein.

Sozialpolitik: Die AHV-Renten müssen gesichert werden.
RentnerInnen müssen die Gewissheit haben, dass ihre Renten si-
cher sind. Dazu braucht es mittelfristig zusätzliche Finanzen. In
der heutigen guten wirtschaftlichen Situation müssen die Inva-
lidenversicherung (IV) und die Arbeitslosenversicherung saniert
werden. Beide Versicherungen müssen für spätere Krisenlagen
fit gemacht werden. Für die IV ist eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer notwendig, damit die Schulden rasch abgetragen werden
können.

1 Nationalrat

Lega
Lega dei Ticinesi

Parteipräsident:
Giuliano Bignasca

1500 Mitglieder
gegründet 1991 www.legaticinesi.ch

Unabhängigkeit: Die Globalisierung in Wirtschaft und
Politik schwächt die Schweiz. Sie wird sich aber in einem zerstü-
ckelten Europa behaupten können, wenn wir unsere Unabhän-
gigkeit und Freiheit hochhalten.

Service public: Der Bund muss seinen Service public bewah-
ren und im ganzen Land für gleiche Bedingungen für alle sorgen.
Privatisierungen sind wenn immer möglich zu vermeiden.

Mobilität: Das Tessin benötigt bessere Verbindungen zum
übrigen Land. Die Gotthardroute stösst heute an ihre Grenzen;
Naturgefahren und strukturelle Probleme gefährden ihre unein-
geschränkte Öffnung.

1 Nationalrat

EDU
Eidgenössisch-Demokratische Union

Parteipräsident:
Hans Moser

2500 Mitglieder
gegründet 1975 www.edu-schweiz.ch

Wahre Werte – klare Worte! Wir suchen nachhaltige
Lösungen und engagieren uns in Verantwortung vor Gott dem
Allmächtigen für eine freiheitlich-rechtsstaatliche Schweiz. Wir
orientieren uns nicht am Zeitgeist oder am Mainstream, sondern
an den bewährten Grundwerten und am Welt-, Menschen- und
Gottesverständnis der Bibel. Wir motivieren zu einem eigenver-
antwortlichen Handeln. Schutz des menschlichen Lebens in al-
len Phasen sowie der Umwelt/Innenwelt, traditionelle Ehe und
Familie, Ausbildungs- und Werkplatz Schweiz, ausgeglichene
Finanzen und Schuldenabbau sind zentrale Anliegen unserer Po-
litik.

1 Nationalrat

PdA
Partei der Arbeit

Parteipräsidentin:
Nelly Buntschu

2000 Mitglieder
gegründet 1944 www.pda.ch

Die PdA will, zusammen mit allen Kräften, die sich dem
Kapitalismus widersetzen, die Menschheit von Ausbeutung und
Unterdrückung befreien. Sie unterstützt alle Menschen und Be-
wegungen, die aus der Überzeugung heraus, dass eine andere
Welt möglich ist, am Aufbau einer solchen arbeiten. Der Einsatz
der PdA kennt keine Landesgrenzen, denn es geht ihr darum, die
Ungerechtigkeiten auf der ganzen Welt zu bekämpfen.
Die Aktivistinnen und Aktivisten der PdA sind auf allen Ebenen
der Schweizer Politik präsent. Ihr Ziel ist immer dasselbe: Vor-
schläge unterbreiten für den Aufbau einer solidarischen Gesell-
schaft, die Entfaltung jeder und jedes Einzelnen und der Schutz
der Umwelt – kurz: eine wahrhaft sozialistische Gesellschaft.

1 Nationalrat

Die Grafik basiert auf den namentlichen
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